



Fachbereich Abwasserbetrieb
Stadt/Gemeinde, Datum
Mitteilungsvorlage
Private Abwassersammelleitungen in unserer Stadt/Gemeinde 
Neue Anforderungen im Landeswassergesetz NRW
Sachdarstellung
„Private Abwassersammelleitungen“ sammeln das Abwasser mehrerer benachbarter Grundstücke (zwei oder mehr) zunächst über eine gemeinsame private Sammelleitung und führen es erst dann der gemeindlichen Abwasseranlage zu. Nach dem neuen Landeswassergesetz NRW müssen Städte und Gemeinden sicherstellen, dass diese privaten Abwassersammelleitungen nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik unterhalten und betrieben werden. Diese neue Zuständigkeit wirft Fragen auf, die aktuell von Abwasserbetrieben diskutiert werden, z.B.:

· Inwieweit werden sich Überwachungsbehörden und einzelne Anlieger nun an den Abwasserbetrieb wenden, um bei Funktionsstörungen oder umweltrelevanten Schäden an den Leitungen, den ordnungsgemäßen Betrieb wieder sicherstellen zu lassen?
· Welche Optionen gibt es, um die „Sicherstellungspflicht“ im Hinblick auf die örtlichen Verhältnisse passend zu gestalten?

· Welche Aufwendungen ergeben sich jeweils daraus?

Die Ausgestaltung der „Sicherstellungspflicht“ soll dem gemeindlichen Satzungsrecht überlassen sein, informierte der Städte- und Gemeindebund. Folgerichtig wurden im Landeswassergesetz auch die Möglichkeiten zur Umlage der Kosten entsprechend erweitert. Dabei sind Aufwendungen für Überwachung, Betrieb und Instandhaltung der Leitungen z.B. über eine Sondergebühr auf die Eigentümer der privaten Abwassersammeleitungen umlegbar.

(vgl. Anlage: Gesetz und Städte- und Gemeindebund im Wortlaut) 
Bisherige Vorgehensweise
Der Erfahrungsaustausch im Kommunalen Netzwerk der Abwasserbetriebe zeigt, dass die neue Regelung in vielen Fällen relevant ist, da in der Vergangenheit auf Antrag von Grundstückseigentümern private Abwassersammelleitungen häufig unbürokratisch zugelassen wurden. Hier besteht nun das Problem, dass bei den Eigentümern in der Regel sämtliche Kenntnisse über Anzahl, Ort und Verlauf der Sammelleitungen nicht vorhanden sind. Mit der Folge, dass für ein ordnungsgemäßes unterhalten und betreiben der Leitungen die Grundlagen fehlen und zudem durch Teilung und Verkauf der Grundstücke auch unklar ist, wer verantwortlich und zudem in der Lage ist, den Eigentümerpflichten nachzukommen. Im Gesamtblick wurde deswegen bei der Ausführung sowie auch bei Betrieb und Unterhaltung der privaten Abwassersammelleitungen, die im neuen LWG geforderte Einhaltung der technischen Standards bisher wenig sichergestellt.
Diskutierte Vorgehensweisen
Wie die neuen Anforderungen unmittelbar effizient umzusetzen sind, darüber wurde im Kommunalen Netzwerk Abwasser diskutiert und eine Umfrage durchgeführt. Die überwiegende Mehrheit der Abwasserbetriebe hat nach Selbstauskunft zunächst drei Maßnahmen in Betracht gezogen:
1. Bei Neubau von privaten Sammelleitungen die a.a.R.d.T. zukünftig zuverlässiger sicherstellen, z.B. durch Vorgabe und Überprüfung technischer Standards.

2. Den Neubau privater Sammelleitungen satzungsgemäß nicht mehr zulassen und die Ausnahmen im begründeten Einzelfall mit Grunddienstbarkeit im Grundbuch regeln.

3. Anpassung der Entwässerungssatzung bei der nächsten Überarbeitung; 
nach den Texten der Mustersatzung des Städte und Gemeindebundes, vgl. Auszug Anlage.
Darüber hinaus wurden weitergehende Maßnahmen im Kommunalen Netzwerk Abwasser diskutiert, die langfristig mit zusätzlichem Bearbeitungsaufwand umsetzbar wären z.B. könnten dies sein:

4. Überwachungsfristen für private Abwassersammelleitungen in der Entwässerungssatzung einzuführen, um Errichtung, Betrieb und Unterhalt der Leitungen nach DIN 1986-30 und DIN EN 1610 zu überwachen, z.B. bis 2020 oder langfristiger.
5. Prüfbescheinigungen zu ausstehenden Zustands- und Funktionsprüfungen nach SüwVO Abwasser Teil 2 für private Abwassersammelleitungen verpflichtend einzufordern.
6. Die privaten Abwassersammelleitungen in die öffentliche Anlage zu übernehmen.
7. Private Sammelleitungen im Bestand entflechten in Einzelanschlüsse – oft sehr aufwändig!
Landeswassergesetz im Wortlaut: 

 […] Wenn das Abwasser mehrerer benachbarter Grundstücke über eine gemeinsame private Abwasserleitung der gemeindlichen Abwasserablage zugeführt wird, stellt die Gemeinde sicher, dass diese gemeinsame private Abwasserleitung nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik unterhalten und betrieben wird. (Auszug Landeswassergesetz: §46 Pflicht und Umfang der gemeindlichen Abwasserbeseitigung)

Zu den ansatzfähigen Kosten [für die Abwassergebühr] gehören auch die Kosten: [… ] für die Sicherstellungsaufgaben des § 46 Absatz 1 Satz 3 bei gemeinschaftlich genutzten privaten Abwasseranlagen, […] (Auszug Landeswassergesetz: § 54 Umlage von Kosten der Abwasser- und Fremdwasserbeseitigung)

Städte- und Gemeindebund im Wortlaut: 

„Neu ist die Pflicht in § 46 Abs. 1 Satz 3 LWG NRW-E, wonach sich die abwasserbeseitigungspflichtige Gemeinde darum kümmern muss, dass gemeinsame, private Abwasseranlagen wie z.B. Abwasser-Sammelleitungen ordnungsgemäß nach den maßgeblichen Regeln der Technik errichtet, betrieben und unterhalten werden. Dabei wird diese Sicherstellungspflicht der Gemeinde im Gesetzentwurf nicht weiter konkretisiert, sondern überlässt die Ausgestaltung nach der Gesetzesbegründung wiederum dem gemeindlichen Satzungsrecht, was auch als dringend erforderlich angesehen wird.“ (StGB-Infoschreiben mit Aktenzeichen: II/2 22-20 qu-ko vom 07.09.2015)

Mustersatzung Städte- und Gemeindebund; Stand 12.09.2016 – Auszüge 

§ 13 Ausführung von Anschlussleitungen 

(1) Jedes anzuschließende Grundstück ist unterirdisch mit einer eigenen Anschlussleitung und ohne technischen Zusammenhang mit den Nachbargrundstücken an die öffentliche Abwasseranlage anzuschließen. In Gebieten mit Mischsystem (Mischwasserkanal) ist für jedes Grundstück eine Anschlussleitung, in Gebieten mit Trennsystem (schmutzwasser- und Regenwasserkanal) je eine Anschlussleitung für Schmutz-und für Niederschlagswasser herzustellen. Im Trennsystem sind für Schmutzwasser und für Niederschlagswasser jeweils getrennte Einsteigeschächte oder Inspektionsöffnungen vorzusehen. Die näheren Einzelheiten ergeben sich aus § 13 Abs. 4 dieser Satzung. Auf Antrag können mehrere Anschlussleitungen verlegt werden. Die Gemeinde kann den Nachweis über den ordnungsgemäßen Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage im Rahmen des Zustimmungsverfahrens nach § 14 dieser Satzung 

verlangen. 

(8) Auf Antrag kann die Gemeinde zulassen, dass zwei oder mehrere Grundstücke durch eine gemeinsame Anschlussleitung entwäsert werden. Der Antrag wird insbesondere unter Berücksichtigung der Regelung in § 46 Abs.1 Satz 3 LWG NRW dann abgelehnt, wenn die Leitungs-, Benutzungs- und Unterhaltungsrechte nicht durch eine im Grundbuch eingetragene entsprechende Grunddienstbarkeit (§ 1018 BGB) abgesichert worden sind. Der Nachweis der Absicherung durch eine Grunddienstbarkeit ist durch einen Auszug aus dem Grundbuch zu führen. 

Dr. jur. Peter Queitsch, Kommunal Agentur NRW /StGB NRW
Abhandlung „Das neue Landeswassergesetz NRW 2016“ Stand 25.08.2016
[…] Soweit sich die Gemeinde entscheidet, die gemeinschaftlich betriebenen, privaten Abwasseranlagen selbst zu überwachen und im Schadensfall selbst zu sanieren, regelt § 54 Satz 2 Nr. 4 LWG NRW, dass die hierfür entstandenen Kosten über die Abwassergebühr umlagefähig sind. Dieses dürfte grundsätzlich nur über eine Sondergebühr im Rahmen der Erhebung der Schmutzwasser- oder Regenwassergebühr möglich sein, denn der Grundsatz besteht darin, dass jedes Grundstück einen eigenen Anschluss an die öffentliche Abwasserkanalisation herstellen muss, so dass Kosten, die bei gemeinsamen Abwassersammelleitungen entstehen, nicht allen gebührenpflichtigen Benutzern zugerechnet werden. 
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